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Von Jörn Bachem

Das Sozialgericht (SG) Detmold 
hat in erster Instanz den Eilantrag 
eines Pflegeheims gegen die Art 
und Weise der Veröffentlichung 
seines Transparenzberichts im 
AOK-Pflegeheimnavigator zu-
rückgewiesen (CAREkonkret v. 
25. Februar 2011). Warum diese 
Entscheidung in zweiter Instanz 
korrigiert werden muss, erläutert 
Rechtsanwalt Jörn Bachem.

Darmstadt Ein Sozialgericht auf 
Abwegen. Wer die PTVS kennt und 
sich den AOK-Pflegeheim- oder 
Pflegedienstnavigator anschaut, 
sieht sofort, dass die AOK einen 
glatten Vertragsbruch begeht. 
Folgt man dem Beschluss des SG 
Detmold vom 10. Dezember 2010 
(Az.: S 17 P 110/10 ER), ist das alles 
einfach nur zulässige Verbraucher-
information. Politisch mag man 
über vieles diskutieren können, so 
einfach wie die Detmolder Richter 
können es sich Juristen aber nicht 
machen.

Jeder, der sich Einrichtungen 
mit Transparenzbericht ansehen 
will, wird im AOK-Navigator in 
einem Pop-Up-Fenster sofort 
über angebliche Risikofaktoren 
informiert. In der PTVS ist davon 
keine Rede. Der Navigator weist 
dabei sogar ausdrücklich darauf 
hin, dass die Parteien der PTVS 
eine gleiche Gewichtung aller 

Kriterien vereinbart haben. Die 
Vertragsparteien haben den von 
der AOK subjektiv ausgewählten 
Fragestellungen also nicht die 
Bewertung als Risikofaktoren 
beigemessen. Selbst wenn eine 
solche Wertung 
fachlich gerecht-
fertigt wäre, 
müssen sich 
doch alle an die 
Ve r e i n b a r u n g 
halten, solan-
ge sie in dieser 
Form besteht. 
Die PTVS kann 
nicht einseitig 
durch den AOK-
Bundesverband 
abgeändert wer-
den. Eine Reihe weiterer, nicht 
berücksichtigter Kriterien hat für 
Gesundheit und Wohlbefinden 
kaum geringere Bedeutung, etwa 
die systematische Schmerzein-
schätzung oder der sachgerech-
te Umgang mit Medikamenten. 
Einrichtungen, die hier punkten 
konnten, aber bei den AOK-Krite-
rien zumindest teilweise schlecht 
abgeschnitten haben, werden bei 
der AOK unangemessen darge-
stellt. Wenn die Interessierten 
eingangs die Bewertung nach 
den Risikokriterien eingestellt 
haben, bekommen sie eine Rang-
folge der Einrichtungen bezüg-
lich der ausgewählten Kriterien 

angezeigt und gelangen nur dann 
noch zu den weiteren Noten, 
wenn sie ihre Entscheidung nicht 
bereits aufgrund ihres (Vor-) 
Urteils getroffen haben und be-
wusst alle Ergebnisse ansehen 

wollen. Das ist nicht einfach eine 
weitere Darstellungsebene, wie 
das SG Detmold meint, sondern 
eine verzerrende und subjektive 
Bewertung durch die AOK, die 
den Änderungsverhandlungen zu 
den PTV vorgreifen und Fakten 
schaffen will.

Auch die Darstellung der ver-
meintlichen Risikofaktoren in 
der Ergebnisanzeige ist irrefüh-
rend. Die eigentlichen Fragen 
der PTVS nach der Durchführung 
von Prophylaxen werden so um-
formuliert und verkürzt, dass die 
Internetnutzer glauben, es wür-
den Aussagen zum Erfolg solcher 
Bemühungen getroffen („Werden 

Stürze vermieden?“). Vor allem 
aber erfolgt eine Anzeige als 
Risikofaktor auch dann, wenn 
eine Bewertung nicht möglich 
war, weil etwa kein Bewohner 
der Stichprobe einen Dekubitus 

hatte. Besonders 
absurd erscheint 
dies, wenn just 
zuvor die Vermei-
dung von Deku-
biti mit einer „1“ 
bewertet wurde. 
Im entschiedenen 
Fall wurde die 
Frage nach der 
Durchführung er-
forderlicher Deku-
bitusprophylaxen 
dahingehend um-

formuliert, ob Dekubitus vermie-
den werde. Erhielt die Einrichtung 
hier eine „5“, gleichbedeutend 
mit: die Bewohner bekommen 
wegen schlechter Pflege Dekubi-
ti, wurde für die fachgerechte Be-
handlung von Dekubiti „0,0“ an-
gegeben. Der Laie kann das nicht 
nachvollziehen, nur der Fach-
mann weiß, dass kein Bewohner 
der Stichprobe einen Dekubitus 
erlitten hatte. So schlecht können 
die Prophylaxen also wohl doch 
nicht gewesen sein. Für den Nut-
zer des Pflegeheim-Navigators 
steht aber fest, dass es sich um 
eine Skandal-Einrichtung han-
deln muss.

Selbst wenn die AOK auf sol-
che Manipulationen im Gewand 
fürsorglichen Verbraucherschut-
zes verzichtet hätte - es bleibt 
dabei, dass den Kassen keine 
von der Anlage 4 zur PTVS ab-
weichende Art und Weise der 
Veröffentlichung gestattet ist. 
Die dort gemachten Vorgaben 
sind abschließend. Was privaten 
Bewertungsportalen in den all-
gemeinen rechtlichen Grenzen 
erlaubt sein mag, dürfen die an 
die öffentlich-rechtlichen Verträ-
ge gebundenen Krankenkassen 
noch lange nicht. Das Landesso-
zialgericht Nordrhein-Westfalen 
muss das bei seiner Entscheidung 
über die Beschwerde der betrof-
fenen Einrichtung beachten. 
Der Beschluss des SG Detmold 
ist ein typisches Beispiel dafür, 
dass alle sonst geltenden recht-
lichen Maßstäbe verschwimmen, 
wenn das aus Sicht der Gerichte 
für einen wirksamen Schutz vor 
vermeintlich gefährlicher Pflege 
zweckmäßig erscheint. Pflege-
einrichtungen sind aber nicht per 
se Misshandlungsanstalten und 
haben Anspruch auf den gleichen 
Schutz des Rechtsstaates wie je-
des andere Unternehmen auch.� //
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Rechtsanwälte, Fachkanzlei 
für Heime und Pflegedienste, 
www.iffland-wischnewski.de

Risikokriterien im Pflegeheimnavigator: Kommentar zur Entscheidung des Sozialgerichts Detmold
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„Die PTVS kann nicht 
einseitig durch den 

AOK-Bundesverband 
abgeändert werden.“

Jörn Bachem
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München. In Bayern gibt es wieder  
mehr Pflegeauszubildende. Allein 
bei Bayerns Wohlfahrtsverbänden 
ist die Zahl der Altenpflegeschüler 
von 1  150 im Jahr 2009 auf 1  425 
im Jahr 2010 angestiegen. „Das ist 
ein Anstieg um 24 Prozent“, sagte 
Friedrich Seitz, Amtschef des bay-
erischen Sozialministeriums, der 
Süddeutschen Zeitung.  Zudem 
konnten 3  700 Arbeitslose und  
Geringqualifizierte zu Pflegefach-
kräften weitergebildet werden. 
Seitz wertet diese Zahl als einen 
Erfolg für das Bündnis „Altenpfle-
ge“, das vor einem Jahr gegründet 
wurde, um der Personalnot in den 
Heimen und den ambulanten Pfle-
gediensten entgegenzuwirken. An 
diesem Bündnis beteiligen sich 
neben den Wohlfahrtsverbänden, 
privaten Anbietern sozialer Diens-
te und den Kommunen auch die 
Arbeitsagenturen. 

Weitere Infos: www.herzwer-
ker.de� //
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Demografische und soziale Entwicklungen in allen euro-
päischen Ländern verlangen neue Lösungen und Ideen 
zur Sicherung einer hohen Lebensqualität für Senioren, 
auch wenn die finanziellen Mittel begrenzt sind.

Mit unserem Kongress wollen wir einen Blick über die 
Grenzen wagen. Redner aus sieben europäischen Ländern 
werden ihre Projekte und Ideen vorstellen – und möchten 
diese mit Ihnen teilen. Alle Informationen zur Teilnahme 
finden Sie unter:

www.view-over-the-fence.com

Berlin. Mehr als zweieinhalb 
Jahre nach Inkrafttreten des ent-
sprechenden Gesetzes kommt 
der Ausbau von Pflegestützpunk-
ten zur unabhängigen Beratung 
nur schleppend und vor allem 
regional sehr unterschiedlich 
voran, teilt die Bundesinitiative 
„Daheim statt Heim e.V.“ jetzt 
mit und gibt einen Überblick 
über den Realisierungsstand in 
den verschiedenen Bundeslän-
dern.

Während Hamburg, das Saar-
land, Brandenburg und Berlin 
schon sehr weit sind auf diesem 
Gebiet, wollen Thüringen, Sach-
sen-Anhalt und Sachsen nach 
aktuellem Stand, abgesehen von 
Pilotprojekten, gar keine unab-
hängigen Pflegestützpunkte ein-
richten, so die Bundesinitiative. 
Enttäuschend sei auch die Lage  
in den großen Flächenländern 
Nordrhein-Westfalen, Hessen, 
Baden-Württemberg und Bay-

ern. „Und zwar sowohl wegen 
des schleppenden Ausbaus der 
Pflegestützpunkte als auch be-
züglich der Informationspolitik 
gegenüber Pflegebedürftigen 
und ihren Angehörigen“, heißt 
es in einer Mitteilung der Initi-
ative.

Die Bundesinitiative „Daheim 
statt Heim“ hat die Pflegestütz-
punkte in ganz Deutschland re-
cherchiert und nach Bundeslän-
dern sortiert auf ihrer Webseite 
dargestellt. Auch wollen die Ma-
cher der Website darüber auf-
klären, bei welchen Angeboten 
es sich dabei um unabhängige 
Pflegestützpunkte im Sinne des 
Gesetzgebers und bei welchen 
„um eine Sozialstation mit neu-
em Namen“ handelt. � //

Informationen
www.bi-daheim.de/service/
pflegestuetzpunkte.php  

Ausbau von Pflegestützpunkten

Einige Länder sind schon sehr 
weit, andere verzichten wohl ganz


